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bstract: Politik im Rahmen des in-
ternationalen Klimaregimes ist ein
Balanceakt zwischen intra- und
 intergenerationeller Gerechtigkeit, denn sie
muss sowohl den Bedürfnissen der Entwick-
lungsländer als auch denen der zukünftigen
Generationen gerecht werden. Dieser in kon-
struktivistischer Tradition geschriebene Aufsatz
verdeutlicht, dass eine wesentliche Abhängig-
keit von internationaler Klimapolitik gegen-
über der kollektiven Auslegung des Diskurses
über den Klimawandel und das entsprechende
Verhalten festzustellen ist. Der Artikel zeigt,
wie die Diﬀusion der Normen und das wech-
selnde Bild vom Klimawandel die Interessen
der Akteure im Rahmen der UN-Rahmen-
konvention über den Klimawandel beeinﬂusst
haben. Daraus folgt, dass die Anpassung an
veränderte klimatische Bedingungen mehr und
mehr als eine akzeptable Strategie der interna-
tionalen Klimapolitik gesehen wird. Dies be-
deutet ebenfalls eine Schwerpunktverlagerung,
weg von der intergenerationellen Gerechtigkeit,
als dem normativen Hauptziel der Konven-
tion, und hin zu einem weiter gefassten Ziel
von nachhaltiger Entwicklung mit intra- und
intergenerationellen Gerechtigkeitselementen.
Einführung
Für die Menschheit ist die Anpassung an ein
sich wandelndes Klima nichts Neues. Schon
immer war sie gezwungen, sich wechselnden
klimatischen Bedingungen anzupassen. Vor
dem Hintergrund des anthropogenen, d.h.
durch Menschenhand verursachten, Klima-
wandels kommt dem ema Anpassung al-
lerdings eine neue ethische sowie politische
Bedeutung zu. Die Weiterentwicklung der
wissenschaftlichen Modellierung ermöglicht
die Vorhersage zukünftiger klimatischer Ent-
wicklungen und damit bereits eine voraus-
schauende Anpassung. Sie wird so, neben
vorbeugenden Maßnahmen, zu einer kom-
plementären Strategie zur Förderung von
Generationengerechtigkeit im Angesicht des
Klimawandels. Aus der Tatsache, dass die
meisten unter dem Klimawandel leidenden
Regionen in Entwicklungsländern liegen,
während die Industrienationen als Haupt-
verursacher die Verantwortung für diesen
Wandel tragen, ergibt sich, dass Anpassung
auch für die internationale Politik und in-
ternationale Gerechtigkeitsfragen zu einem
aktuellen ema geworden ist. Deshalb ist
aus heutiger Sicht die Anpassung (engl. ad-
aptation) eine „notwendige Strategie auf
allen Ebenen zur Ergänzung vorbeugender
Maßnahmen gegen den Klimawandel“.1
Diese Entwicklung spiegelt sich in der poli-
tischen Genesis der UN-Rahmenkonven-
tion über den Klimawandel (UNFCCC –
UN Framework Convention on Climate
Change) wieder. Bis 2001 spielte Anpassung
in der Konvention praktisch keine entschei-
dende Rolle. Vielmehr wurde sie als Hin-
dernis für Klimapolitik gesehen und stand
somit auch den Nachhaltigkeitsnormen, auf
die sich das Regime gründet, entgegen.2 Die
Erhaltung der natürlichen Systeme für zu-
künftige Generationen war das Hauptziel;
so wie es auf der UN-Konferenz über Um-
welt und Entwicklung (UNCED – UN
Conference on Environment and Develop-
ment) formuliert worden war. Ganz im Ge-
gensatz dazu wurde die Förderung von
Anpassungsmaßnahmen als eine Form von
Resignation und als Abkehr von statuserhal-
tender Ökosystempolitik gewertet. Seit der
siebten Konferenz der Vertragsparteien
(COP – Conference of the Parties) in Mar-
rakesch im Jahre 2001 nahm die ematik
der Anpassung jedoch einen besonderen
Platz auf jeder jährlichen UN-Klimakonfe-
renz ein.
Aus einer konventionellen oder rationalisti-
schen Perspektive der internationalen Bezie-
hungen erscheint diese Entwicklung des
Klimaregimes rätselhaft. Würden wir den
Hauptakteursstaaten ein rein nutzenmaxi-
mierendes Verhalten bei der Klimapolitik
unterstellen, dann wären wir nicht in der
Lage zur erklären, warum sie sich freiwillig
für Anpassungsprojekte einsetzen sollten,
von denen sie zu großen Teilen nicht proﬁ-
tieren. Nehmen wir allerdings eine sozial-
konstruktivistische Sichtweise an, dann
können wir aufzeigen, dass die wachsende
Rolle der Anpassung als Resultat aus einem
Lernprozess innerhalb des Klimaregimes
hervorgegangen ist, der die kollektiven
Wahrnehmungen und Normen im Rahmen
der Klimadebatte verändert hat. Somit
wurde das anfangs vorherrschende Ver-
ständnis des Klimawandels als physisches
und ökologisches Phänomen nach und nach
durch eine neue Anschauung ersetzt, bei der
speziﬁsche soziale Auswirkungen in konkre-
ten Regionen im Vordergrund stehen. Auf
ethischer Ebene leitet dies einen bedeutsa-
men normativen Paradigmenwandel in der
internationalen Klimapolitik ein – von in-
tergenerationeller Gerechtigkeit hin zu in-
ternationaler Gerechtigkeit.
Die Herausforderung des Konstruktivis-
mus in der eorie der internationalen
Beziehungen
Konstruktivistische Denkansätze im Bereich
der internationalen Beziehungen entstanden
als Kritik an den dominanten eorien jener
Disziplin – dem Realismus und Liberalis-
mus.3 Obwohl es viele Varianten des Kon-
struktivismus gibt, teilen alle dieselbe
Grundidee: Die soziale Konstruktion der
Realität. Ohne die Existenz einer objektiven
Realität anzuzweifeln, wird angenommen,
dass der Mensch nicht in der Lage sei, diese
Realität direkt zu erfassen. Vielmehr gewin-
nen Objekte der „realen Welt“ durch
 Prozesse menschlicher Interaktion und
Kommunikation an Bedeutung. Somit kön-
nen die Interessen politischer Akteure nicht
als konstant und gegeben betrachtet werden.
Stattdessen hängen sie vom Selbstbild des
Akteurs, der kollektiven Auﬀassung des Pro-
blems bzw. der diskutierten Frage (kausale
Ideen) und den Vorstellungen von ange-
brachtem Verhalten (Verhaltensnormen)
ab.4 Die Akteure werden deshalb als homini
sociologici anstelle von homini oeconomici ge-
sehen. In bestimmten Situationen handeln
sie nicht in einer Weise, die ihren persönli-
chen Gewinn maximiert, sondern so wie sie
es in der entsprechenden Situation für an-
gebracht halten.5
Angewandt auf die internationale Klimapo-
litik bedeutet dies zum einen, dass die
 materiellen Ausprägungen des globalen Kli-
mawandels die politischen Handlungen des
Klimaregimes nicht bedingen, zum anderen,
dass die Interessen der Akteure des Regimes
nicht unabhängig von den Ideen und Nor-
men des dominanten Klimadiskurses exi-
A
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stieren. Stattdessen ist es eine besondere
Konstruktion – oder ein bestimmtes Ver-
ständnis – des Klimawandels, die entschei-
det, welche Politik man verfolgt. Des
Weiteren ist das Verhalten der Akteure im
Klimaregime hochgradig abhängig von
ihrem jeweiligen Selbstverständnis (z.B. als
klimapolitische Pioniere oder als Opfer des
Klimawandels). Normen, die sich aus ethi-
schen Prinzipien wie inter- und intragenera-
tioneller Gerechtigkeit ableiten, existieren in
der Klimapolitik schlichtweg nicht; sie wer-
den im Rahmen ethischer Diskurse von ein-
ﬂussreichen Akteuren wie dem
Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC) oder der World Commis-
sion on Environment and Development
(WCED) entwickelt und gefördert.
Inter- vs. intragenerationelle Gerechtig-
keit
Da diese Arbeit eine Verschiebung von inter-
zu intragenerationeller Gerechtigkeit vor-
aussetzt, soll zunächst die Bedeutung beider
Konzepte sowie ihre Beziehung zueinander
verdeutlicht werden. Das Konzept von in-
tergenerationeller Gerechtigkeit  bezieht sich
auf die Pﬂicht der heutigen Generation, den
Mitgliedern zukünftiger Generationen glei-
che oder bessere Chancen zur Befriedigung
ihrer Bedürfnisse zu hinterlassen.6 Interge-
nerationelle Gerechtigkeit bedeutet in die-
sem Zusammenhang nicht nur die
Erhaltung natürlicher Ressourcen, sondern
bezieht sich auf alle (materiellen und ideel-
len) Ressourcen, die das menschliche Wohl-
ergehen fördern. Bei der politischen
Umsetzung von intergenerationeller Ge-
rechtigkeit gibt es jedoch ein zentrales Pro-
blem: die kurzfristige Orientierung des
demokratischen  Prozesses. Zukünftige Mit-
glieder der Gesellschaft haben keine Stimme
in diesem  System und werden daher von
heutigen Entscheidungsträgern nicht reprä-
sentiert.
Im Unterschied dazu bezieht sich intragene-
rationelle Gerechtigkeit auf die sozialen Un-
gleichheiten innerhalb nationaler
Gesellschaften oder zwischen verschiedenen
Staaten auf globaler Ebene (internationale
oder Nord-Süd-Gerechtigkeit). Während im
Falle der intergenerationellen Gerechtigkeit
eine bestimmte Generation als einzelnes,
durchschnittliches Individuum konzipiert
ist, so werden im Falle der intrageneratio-
nellen Gerechtigkeit die Unterschiede der
verschiedenen Lebensbedingungen hervor-
gehoben. Im Gegensatz zur intergeneratio-
nellen Gerechtigkeit können sich wider-
sprechende Ziele im Rahmen intragenera-
tioneller Gerechtigkeitsdebatten durch di-
rekte Verhandlungen oder gerichtliche
Verfahren gelöst werden. Darüber hinaus ist
es möglich, die intragenerationelle Gerech-
tigkeit durch Verteilungsmaßnahmen direkt
zu erhöhen, was außerdem positive Auswir-
kungen auf die intergenerationelle Gerech-
tigkeit haben kann, wenn der zukünftige
Gewinn der Benachteiligten das vorherseh-
bare Deﬁzit der Übervorteilten überwiegt,
d.h. der Nettoeﬀekt in der Zukunft positiv
ist.7
Ethische Implikationen von Vermeidung
und Anpassung
Ungebremster anthropogener Klimawandel
stellt gleichzeitig eine direkte und eine indi-
rekte Bedrohung für Generationengerech-
tigkeit dar. Erstens droht eine beträchtliche
Vernichtung des natürlichen Kapitals der
Erde (z.B. eine saubere Atmosphäre, Ökosy-
steme, Biodiversität, etc.). Zweitens drohen
zum Beispiel extreme Wetterbedingungen
(und weitere Folgen des Klimawandels) die
menschliche Sicherheit und das Wohlerge-
hen zukünftiger Generationen zu gefährden.
Obwohl die direkten Eﬀekte des Klimawan-
dels die kommenden Generationen als
 Ganzes treﬀen werden, verteilen sich die ein-
zelnen Eﬀekte im Bereich der menschlichen
Sicherheit ungleichmäßig auf zukünftige
Völker der industrialisierten Welt und der
Entwicklungsländer.
Als Alternativen zum politischen Umgang
mit diesen Problemen stehen sich zwei ge-
nerelle Strategien gegenüber: Vermeidung
und Anpassung (engl. mitigation and adap-
tation). Während die erste Strategie auf eine
Bekämpfung und Prävention des gefährli-
chen Klimawandels durch Reduktion der
CO2-Emissionen abzielt, bezieht sich die
zweite auf vorausschauende und geplante
Veränderungen menschlicher Praktiken. Aus
einer rein intergenerationellen Perspektive
kann Vermeidung als die normativ bessere
Strategie betrachtet werden, da sie sowohl
die Erhaltung der Natur garantiert (und
damit selbst mit einer strengen Auﬀassung
von ökologischer Nachhaltigkeit vereinbar
ist) als auch die Chancen der zukünftigen
Generationen als Ganzes auf Befriedigung
ihrer Grundbedürfnisse zu wahren beab-
sichtigt.8 Anpassungspolitiken haben eben-
falls das Potential, Generationengerechtig-
keit zu erhöhen und zu verbessern, sofern sie
einen positiven Nettoeﬀekt in der Zukunft
haben. Dennoch ist dieses Potential eher li-
mitiert, da in den meisten Fällen ökologi-
sche Verluste durch den Klimawandel
hingenommen werden müssen. Zudem wer-
den nicht alle zukünftigen Generationen in
ihrer Gesamtheit davon proﬁtieren können,
da die meisten Anpassungen vor Ort unter-
nommen werden müssen.
Indem man bei der Analyse der internatio-
nalen Politik eine intragenerationelle Ge-
rechtigkeitsperspektive einnimmt, erhält
man ein leicht verändertes Bild. Diese Sicht-
weise wurde besonders von Entwicklungs-
ländern in den 1990er Jahren angenommen,
was zu einer generellen Skepsis der Ent-
wicklungsländer in Bezug auf Klimapolitik
führte. Auf globaler Ebene sind Vermei-
dungsstrategien potentiell inkompatibel mit
verschiedenen Auﬀassungen von internatio-
naler Gerechtigkeit. Dies rührt von der
 Tatsache her, dass Industrie- und Entwick-
lungsländer bisher ungleichmäßig am
 weltweiten Treibhausgas-Ausstoß beteiligt
waren. Daraus resultierte z.B. die Umset-
zung des „polluter pays principle“ (Verursa-
cher-Prinzip) in der ersten Runde des
Kyoto-Protokolls, wie auch die Suche nach
einem fairen Verteilungsmechanismus für
die nächste Runde (nach 2012).9
Internationale Anpassungsstrategien sind,
im Gegensatz dazu, in einem Diskurs über
internationale Gerechtigkeit normativ ver-
wurzelt. Da die Industriestaaten die Haupt-
verantwortung für den Klimawandel tragen,
die Entwicklungsländer jedoch exorbitant
an den Folgen leiden werden, kann für den
Norden das normatives Gebot deduziert
werden, notwendige Anpassungsprojekte im
Süden zu ﬁnanzieren.10 Folgt man dieser Ar-
gumentation, wie sie z.B. von Entwick-
lungsorganisationen vorgebracht wird, so
stellt Anpassung in der Finanzierung eine
angemessene Maßnahme zur Gewährlei-
stung der nachhaltigen Entwicklung von
 gefährdeten Ländern angesichts des gewis-
sermaßen unvermeidbaren Klimawandels
dar.
Internationale Klimapolitik zwischen Ab-
schwächung und Anpassung
Die Jahre nach der Schaﬀung des interna-
tionalen Klimaregimes auf der UNCED im
Jahre 1992 waren durch intensive Verhand-
lungen über eine internationale Überein-
kunft zu verpﬂichtenden Emissionsreduk-
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Eine Antwort auf den Klimawandel
muss in ihrem Herzen eine Neu-
verteilung des Wohlstandes und der
Ressourcen anstreben.
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tionszielen gekennzeichnet (der Kyoto-Pro-
zess). Bedingt durch die gegensätzlichen
 Positionen der Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union, Klimaskeptikern wie den
USA oder Japan, und den Entwicklungslän-
dern erwiesen sich die Verhandlungen als
äußerst schwierig. Zwar kam es auf dem
Treﬀen COP-3 in Kyoto im Jahre 1997 zu
einer Einigung über ein absolutes Redukti-
onsziel für Industriestaaten, der endgültige
Beschluss darüber wurde aber erst in der
zweiten Hälfte des COP-6-Treﬀens in Bonn
im Jahre 2000 gefasst.11
Zu Beginn des Kyoto-Prozesses spielte die
Frage nach Anpassung nur eine Nebenrolle,
aber im Jahre 2001 änderte sich dies mit der
siebten COP-Konferenz in Marrakesch.12
Das Marrakesch-Abkommen initialisierte ein
internationales Programm um die Entwick-
lungsländer mit Anpassungsmaßnahmen zu
unterstützen. Zu diesem Zweck wurden drei
Fonds zur Finanzierung von Projekten im
Süden eingerichtet. Weniger entwickelte
Länder wurden durch Nationale Anpassungs-
strategien (NAPAs) an der UNFCCC betei-
ligt. Neben der Finanzierung von An-
passungsprojekten konzentrierte sich die
UNFCCC auf die Entwicklung und Ver-
breitung von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen, um die am meisten gefährdeten
Regionen und Länder mit Mitteln zur Stär-
kung ihrer Anpassungsbemühungen zu
 versorgen. Außerdem sollten best-practice-
Beispiele als Richtlinie für Politiker und Ent-
scheidungsträger in gefährdeten Regionen
und Ländern dienen. Dazu übernahm die
UNFCCC das Buenos Aires Arbeitspro-
gramm über Anpassungs- und Antwortmaß-
nahmen (Buenos Aires Working Program on
104
Adaptation and Response Measures) im Jahr
2004 und das Nairobi Arbeitsprogramm
über Wirkungen, Verwundbarkeit und An-
passung an den Klimawandel (Nairobi Work
Programme on Impacts, Vulnerability and
Adaptation to Climate Change) im Jahr
2006.13
Kognitiver Wandel als soziales Lernen
Wenn wir die Gründe für die wachsende Be-
deutung der Anpassungsstrategie näher be-
trachten, könnte man einfach auf die
Tatsache verweisen, dass die wissenschaftli-
che Gewissheit über den Klimawandel ge-
stiegen ist. Dies könnte Entscheidungsträger
zu der Einsicht gebracht haben, dass es
ihnen besser ergehen würde, wenn sie die
Probleme angehen und somit Anpassungs-
arbeit verhindern würden. Allerdings ist dies
aus sozialkonstruktivistischer Sichtweise
ganz eindeutig nur die halbe Wahrheit, denn
sie erklärt den politischen Prozess, der zu
mehr wissenschaftlichen Erkenntnissen und
Einsichten geführt hat, nicht. Die Existenz
der UNFCCC selbst ist die notwendige Be-
dingung für diesen Lernprozess durch Inter-
aktion. Die Erﬁndung und Verbreitung eines
neuen Verständnisses des Klimawandels
wurde durch die stabilen Rahmenbedingun-
gen der internationalen Klimaverhandlungen
ermöglicht.
Drei Mechanismen können in dieser Ent-
wicklung als einﬂussreich identiﬁziert wer-
den. Als erstes garantierten die jährlichen
Treﬀen der Mitgliedsstaaten anhaltende In-
teraktion.14 Zweitens wurde das Intergo-
vernmental Panel on Climate Change
(IPCC) als wichtiges wissenschaftliches Gre-
mium in das Klimaregime integriert. Dies
ermöglichte einen beständigen Austausch
zwischen Klimaforschern und Diploma-
ten.15 Drittens verpﬂichteten sich die Mit-
glieder des Abkommens zur regelmäßigen
Berichterstattung über ihre Aktivitäten im
Bereich der Klimapolitik (sogenannte natio-
nal communications).16 All dies garantierte
eine Umgebung, in der sich neue Einstel-
lungen entwickeln konnten und durch in-
tensive Verhandlungen kollektiv akzeptiert
wurden (nicht zuletzt durch die Publikatio-
nen des IPCC).
Klimawandel als globales und ökologi-
sches Problem
Als das Klimaregime im Jahr 1992 geschaf-
fen wurde, gab es bereits einen international
etablierten und akzeptierten Diskurs über
den Klimawandel, den man als global-phy-
sikalische Klimadebatte bezeichnen könnte.
Dieser Diskurs war das Resultat einer an-
haltenden wissenschaftlichen Auseinander-
setzung mit dem Klimawandel auf einer
Reihe von Konferenzen unter der Federfüh-
rung der Vereinten Nationen und der World
Meteorological Organization (WMO). Der
Diskurs bestand daher aus den kollektiven
Ideen vom Klimawandel, die von der gro-
ßen Mehrheit der wissenschaftlichen Ge-
meinschaft zu jener Zeit akzeptiert wurden.
Durch die Veröﬀentlichung des ersten Be-
wertungsberichts des IPCC im Jahre 1990
hatte sich diese Debatte bereits in der politi-
schen Arena der UNFCCC etabliert.
In diesem entscheidenden Diskurs wurde
Klimawandel als globales Problem darge-
stellt: Gründe für den Klimawandel wurden
mit der Summe der globalen Emissionen
identiﬁziert, und die Auswirkungen wurden
als global wahrgenommen (z.B. der Anstieg
des Meeresspiegels).17 Des Weiteren war klar,
dass der Wissensstand über die genaue
 Entwicklung und die zukünftigen Auswir-
kungen unsicher und ungenau blieb.18
Nichtsdestotrotz kann die Einsicht, dass Kli-
mawandel eine Folge des Treibhausgasaus-
stoßes war, als kollektiv akzeptiertes Faktum
im dominanten Klimadiskurs gelten.19
Klimawandel wurde im Allgemeinen dem
Bereich der Naturwissenschaften zugeord-
net, was andere, eher sozial orientierte, In-
terpretationen unterdrückte. In Fragen der
gesellschaftlichen Auswirkungen wurde Kli-
mawandel zuallererst als Umweltproblem
gesehen, und nur zu einem geringen Grad
als soziale oder wirtschaftliche Herausforde-
rung.20
Das allgemeine Bild des Klimawandels hatte
starke Auswirkungen auf die gesammelten
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• Anpassung ist ein lokales Problem.
• Regionale Auswirkungen sind unvorhersehbar  
Anpassung ist schwer zu planen
• Die Kapazität zur Anpassung ist ein inhärentes 
Merkmal von Ökosystemen.
• Anpassung erschwert Vermeidungsstrategien.
Das Konzept der Anpassung
• Klimawandel ist ein globales Problem.
• Klimawandel ist Folge menschlichen Handelns 
und wird durch den Treibhauseffekt verursacht. 
• Zukünftige Entwicklungen und Auswirkungen 
sind unsicher.
• Klimawandel ist ein physikalisches Phänomen.
• Globale Erwärmung ist eine fundamentale 
Bedrohung für die Umwelt.
global-physikalische Debatte
105
Ideen über die Anpassung an den Klima-
wandel. Da dieser in erster Linie als Problem
für die zukünftige Umwelt betrachtet wurde,
lag die Aufgabe der Politiker darin, ihn zu
verhindern. In diesem Kontext wurde An-
passung nicht als wünschenswerte Option
für die Klimapolitik gesehen, sondern als
Kapitulation vor den Tatsachen.21 Während
Klimawandel als globales Problem verstan-
den wurde, fasste man die Frage nach An-
passung als lokale Herausforderung auf,
denn schließlich variierten die Folgen der
Klimaerwärmung in ihrem Ausmaß von Ort
zu Ort. Der Versuch, Auswirkungen des Kli-
mawandels auf lokaler Ebene vorherzusagen,
galt als zweifelhaft  und so erschien voraus-
schauende Anpassung als irrational.22 Die
Konstruktion des akzeptierten physikali-
schen Verständnisses des Klimawandels
führte zu dem weit verbreiteten Glauben,
dass Anpassungskapazitäten ein intrinsisches
Merkmal regionaler Ökosysteme, und nicht
etwa eine politisch modiﬁzierbare Funktion
mit sozio-ökonomischen Bedingungen sind.
Schlussendlich ergab sich daraus, dass An-
passung weithin als Teil der zu erwartenden
Kosten der globalen Erwärmung zu inter-
pretieren sei.23
Klimawandel als regionales und soziales
Problem 
Seit 2001 gab es eine ganze Reihe bedeu-
tender Änderungen in der Klimadiskussion
innerhalb der UNFCCC. Die wichtigste
dieser Änderungen war vermutlich die zu-
nehmende Akzeptanz der tatsächlichen Exi-
stenz des anthropogenen Klimawandels.24
Des Weiteren erscheint es, als ob sich die
räumliche Wahrnehmung der globalen Er-
wärmung verändert hat. Die Entwicklung
neuer regionaler Klimamodelle, die weitaus
präziser sind und genaue Vorhersagen auf re-
gionaler Ebene ermöglichen, waren der
Hauptauslöser hierfür. Dies führte zu der
Erkenntnis, dass das Verständnis von Kli-
mawandel als globales Problem den lokalen
Auswirkungen nicht in angemessener Weise
gerecht wird.25 Darüber hinaus stehen nicht
länger die Eﬀekte der globalen Erwärmung
auf bestimmte Ökosysteme im Vorder-
grund, sondern die Verwundbarkeit be-
stimmter Regionen und Gemeinden. Dies
führte zu einer weiteren Veränderung des
Verständnisses des Klimawandels: Er wird
nicht mehr in rein physikalischen Begriﬀen
beschrieben, sondern – zumindest im Hin-
blick auf seine Auswirkungen – in sozio-öko-
nomischen Zusammenhängen gesehen.26
Die Änderungen in der allgemeinen Be-
trachtung des Klimawandels verändern au-
ßerdem das Bild von Anpassung im Kontext
internationaler Politik. Der Klimawandel er-
scheint nun als sicheres wissenschaftliches
Faktum. Genauere regionale Klimamodelle
zeigen, dass die am wenigsten entwickelten
Teile der Welt, die am wenigsten zum Treib-
hauseﬀekt beigetragen haben, recht wahr-
scheinlich am meisten unter seinen Folgen
zu leiden haben werden. Dies führte außer-
dem zu der verbreiteten Auﬀassung, die heu-
tigen Wetterextreme als erste signiﬁkante
und sichtbare Konsequenz des Klimawan-
dels zu sehen. Durch diese Entwicklung ver-
bindet sich der Diskurs über Klimapolitik
mit dem Diskurs über Entwicklungspolitik
bzw. nachhaltige Entwicklung. Anpassung
und Abschwächung werden nicht länger als
sich gegenseitig ausschließend betrachtet,
sondern als sich ergänzende Teile einer in-
ternationalen Strategie der Klimapolitik.27
Die Entwicklung von Normen in der in-
ternationalen Klimapolitik
Als die UNFCCC gegründet wurde, hatten
sich bereits drei dominante politische Nor-
men international etabliert. Die erste Norm
war sowohl Folge jahrelanger internationaler
wissenschaftlicher Zusammenarbeit als auch
einer kollektiven Interpretation des Klima-
wandels als globales Problem. Sie kann wie
folgt formuliert werden: Das Problem des
Klimawandels sollte von der internationalen
Gemeinschaft auf eine kooperative Weise
gelöst werden.28 Die zwei anderen vorherr-
schenden Normen leiteten sich aus einem
internationalen Diskurs über Nachhaltigkeit
ab, der vom Club of Rome in den Siebziger
Jahren angestoßen und durch den Report
der WCED im Jahre 1987 politisch umge-
setzt wurde.29 
Die erste dieser Normen übersetzt die Fol-
gerungen aus einer intergenerationellen
 Morallehre in eine Verhaltensnorm für Kli-
mapolitik, indem sie herausstellt, dass die
Bemühungen zur Vermeidung des Klima-
wandels auch ohne deﬁnitive wissenschaftli-
cher Fakten (d.h. precautionary principle)
unternommen werden sollten.30 Da globale
Erwärmung eine Gefahr für das Wohlerge-
hen zukünftiger Generationen darstellt, darf
unzureichende wissenschaftliche Sicherheit
nicht zu politischem Nichtstun führen. Die
zweite Nachhaltigkeitsnorm spiegelt im
 Gegensatz dazu ein Konzept von internatio-
naler Gerechtigkeit wider: Da die Industrie-
staaten den größten Teil der Verantwortung
für den Klimawandel tragen, sollten sie auch
die Führung in der Klimapolitik überneh-
men (d.h. polluter pays principle).31 Die
WCED kann als Initiator dieser beiden
Nachhaltigkeitsnormen betrachtet werden,
da sie die Organisation mit der notwendi-
gen Autorität und Legitimität zum erfolg-
reichen internationalen Voranbringen dieser
Normen war. Mit der Formulierung des
UNFCCC-Vertrags wurden diese drei Nor-
men allgemein akzeptiert und Bestandteil
internationalen Rechts.32
Die wachsende Bedeutung von Anpassung
war nicht das Resultat einer Ablösung die-
ser Klimanormen durch neu geschaﬀene.
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Tab. 3: Elemente eines regional-sozialen Klimadiskurses
Tab. 2: Elemente eines gobal-physikalischen Narrativs
Vermasselt es nicht – gute Planeten
sind schwer zu finden.
/ Zitiert im Time Magazine /
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Stattdessen änderte sich die konkrete Be-
deutung der oben beschriebenen Normen.
Sie wurde vor dem Hintergrund des sich
verändernden Klimadiskurses erweitert. Im
kognitiven Zusammenhang des Jahres 1992
war die normative Hauptrichtlinie der Kli-
mapolitik das Verhindern des Klimawan-
dels.33 Dies kann wie folgt logisch abgeleitet
werden: Die globale Erwärmung stellt eine
Gefahr für die Umwelt und für zukünftige
Generationen dar, deshalb sollte Klimawan-
del verhindert werden. Um dies zu tun soll-
ten globale Emissionen auch ohne absolute
Sicherheit reduziert werden, und außerdem
sollten die Industriestaaten aufgrund ihrer
historischen Schuld die Führungsrolle dabei
einnehmen. Mit anderen Worten besagt
diese Logik, dass, gemäß einer global-physi-
kalischen Debatte, ein strenges Konzept
ökologischer Nachhaltigkeit die Abschwä-
chung gegenüber der Anpassung auf Basis
normativer Argumente bevorzugt.
Je weiter sich der kognitive Kontext der
 Klimapolitik in Richtung einer sozial-regio-
nalen Debatte verlagerte, desto mehr verän-
derte sich die normative Bewertung von
Anpassung. Dies kann ebenfalls logisch be-
gründet werden: Klimawandel stellt eine
Gefahr für heutige und zukünftige Genera-
tionen dar, besonders in armen Ländern.
Die Industriestaaten sind für den Großteil
des Klimawandels verantwortlich. Darum
sollten die Entwicklungsländer in ihren
 Bemühungen zur Anpassung an den Klima-
wandel von entwickelten Ländern unter-
stützt werden, und Anpassung sollte in
vorausschauender Art und Weise erfolgen.
Auf ethischer Ebene bedeutet diese Ent-
wicklung eine normative Verschiebung, weg
von einer eher strengen Auﬀassung von
Nachhaltigkeit und hin zu einem sozialeren
Verständnis, in dem internationale Gerech-
tigkeit erhöht wird und dabei zunehmend
als treibende Kraft in der Klimapolitik dient.
Um nachhaltige Entwicklung zu garantie-
ren, betrachtet man die Befreiung der Ent-
wicklungsländer von Auﬂagen als nicht
mehr ausreichend; stattdessen müssen sie
aktiv unterstützt werden.
Verschmutzer, Nicht-Verschmutzer und
Opfer im Klimaregime 
Die Aufnahme von Anpassung in die globale
Klima-Governance ist nicht einfach nur die
Folge altruistischen Verhaltens der  Indus -
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triestaaten innerhalb des oben beschriebe-
nen normativen Zusammenhangs. Vielmehr
ging der Prozess, durch den diese Verände-
rungen in der Wahrnehmung stattfanden,
Hand in Hand mit den Identitätsverände-
rungen mancher Akteure und damit auch
mit einer Verschiebung ihrer Interessen. In
dieser Hinsicht am Wichtigsten war die Ent-
wicklung einer kollektiven Identität der am
meisten gefährdeten Länder. Zu Beginn der
internationalen Klimaverhandlungen sahen
sich die meisten der Entwicklungsländer als
nicht wirklich von Fragen des Klimawandels
betroﬀen. Aus Sicht der internationalen Ge-
rechtigkeit fühlten sie sich nicht für das
Schicksal zukünftiger Generationen verant-
wortlich. Dies folgte aus der Tatsache, dass
es zwei Rollen in der internationalen Kli-
mapolitik gab, nämlich die Verschmutzer
(die Industriestaaten) und die Nichtver-
schmutzer (die Entwicklungsländer).34 Es
gab nur eine kleine Gruppe von Kleininsel-
staaten (AOSIS), die sich selbst als von glo-
baler  Erwärmung bedroht verstand. Durch
die Interaktionsprozesse der anhaltenden
Klimaregimeverhandlungen begann sich
diese Rollenkonstellation zu verändern. Er-
stens führte der Klimawandeldiskurs zu der
Einsicht vieler Entwicklungsländer, dass ihre
sozio-ökonomische und/oder geograﬁsche
Lage sie besonders anfällig machte. Zweitens
begannen Entwicklungsländer die kommu-
nikativen Signale der Verschmutzer in den
Klimaverhandlungen zu beachten. Obwohl
die Industriestaaten sich selbst zur Verhin-
derung des Klimawandels verpﬂichtet hat-
ten, äußerten sie entweder öﬀentlich ihren
Widerwillen (wie beim Fall der ‚Klimaskep-
tiker‘) oder sie erreichten ihre Ziele nicht
(wie manche Staaten der Europäischen
Union).35
Daraus ergab sich, dass die Entwicklungs-
länder die Vorstellung eines gemeinsamen
Schicksals im Angesicht des Klimawandels
zu teilen begannen: Sie sahen sich nicht län-
ger als Nichtverschmutzer, sondern als Opfer.
Diese neue kollektive Identität der Ent-
wicklungsländer führte daher zu einer Ver-
änderung ihrer Interessenlage. Aus ihrem
Selbstbild als Opfer schöpften sie Kraft für
ihre Argumentation für Kompensation und
Unterstützung beim Anpassungsprozess.
Ihre gemeinsame Identität diente als Ver-
knüpfungspunkt und erlaubte es ihnen, eine
gemeinsame Position in den Verhandlungen
zu entwickeln und somit ihren Forderungen
Nachdruck zu verleihen. Daher kann die
 zunehmende Behandlung von Anpassungs-
thematiken in der UNFCCC durch die
deutlicher geäußerten Ansprüche der Ent-
wicklungsländer erklärt werden.36
So wurde im Rahmen eines global-physika-
lischen Diskurses die Perspektive der inter-
nationalen Gerechtigkeit durch einige
Industriestaaten der Europäischen Gemein-
schaft auf normative Weise in das interna-
tionale Klimaregime eingebracht. In jenem
Zusammenhang hatten Entwicklungsländer
keine Anreize zur Teilnahme an internatio-
naler Klimapolitik und verließen sich auf
Argumente der internationalen Gerechtig-
keit um dies zu rechtfertigen. Diesen Ge-
danken weiterführend, entwickelten sie
jedoch im Rahmen eines regional-sozialen
Klimadiskurses aktiv Ansprüche in der in-
ternationalen Klima-Governance. Während
die Leidenden (zukünftige Generationen)
im global-physikalischen Diskurs anonym
waren und kein Mitspracherecht im Ver-
handlungsprozess hatten, sind die Leiden-
den im Rahmen einer regional-sozialen
Perspektive aktiv an den Verhandlungen be-
teiligt.
Schlussfolgerung
Dieser Artikel hat gezeigt, dass die wach-
sende Bedeutung der Anpassung als eine in-
ternationale klimapolitische Strategie durch
einen Lernprozess innerhalb des Klimaregu-
lierungsregimes erklärt werden kann. Wis-
senschaftliche und politische Interaktion
führten zu einer Verlagerung von einem glo-
bal-physikalischen zu einem regional-sozia-
len Diskurs über den Klimawandel. Wir
haben zudem gesehen, dass die politischen
Auswirkungen auf ethische Prinzipien wie
inter- und intragenerationelle Gerechtigkeit
stark vom diskursiven Kontext des Politik-
feldes abhängen. Innerhalb des Klimare-
gimes wurden die intergenerationellen
Konsequenzen der Klimagerechtigkeit im
Rahmen einer global-physikalischen De-
batte vorgebracht, während der Begriﬀ der
internationalen Gerechtigkeit vor allem von
den Entwicklungsländern zur Erkämpfung
ihrer Teilnahme an den globalen Abschwä-
chungsvorhaben genannt wurde. Ein regio-
nal-sozialer Diskurs hat jedoch zu einer
herausragenden und aktiven Rolle für inter-
nationale Gerechtigkeitsargumente in der
Klimapolitik geführt, wodurch diese Argu-
mente eine treibende Kraft hinter den Be-
strebungen für eine kombinierte politische
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Jeder Mensch hat das grundlegende Recht auf eine Umwelt deren Qualität ein
Leben in Würde und Wohlergehen erlaubt. 
/ Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt des Menschen /
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Strategie aus Abschwächung und Anpassung
wurde. Eine sozial-konstruktivistische Ana-
lyse zeigt, dass die Interessen der Akteure des
Klimaregimes nicht unabhängig von den sie
umgebenden Vorstellungen und dem, ihre
eigenen Identität beeinﬂussenden, Kontext
sind. Das Selbstbild der Entwicklungsländer
wandelte sich, als sie realisierten, dass sie den
Großteil der negativen Konsequenzen
 tragen werden. Und im Gegensatz zu zu-
künftigen Generationen können die Ent-
wicklungsländer ihre Stimme in den
heutigen Klimaverhandlungen erheben.
Dies schaﬀt in kommenden Verhandlungen
den Raum für weitere Möglichkeiten solche
Länder in die globalen Abschwächungsvor-
haben zu integrieren.
Der UN-Klimagipfel (COP-15) in Kopen-
hagen im Dezember dieses Jahres wird ein
kritischer Moment in der Entwicklung eines
solchen Planes sein. Dort soll eine Einigung
über das institutionelle Design einer zwei-
ten Verpﬂichtungsperiode zum Kyoto-Pro-
tokoll erzielt werden. Im Hinblick auf
Generationengerechtigkeit wird es maßge-
bend sein, eine verbindliche Vereinbarung
über die globale Emissionsreduktion zu tref-
fen, die sich an eine Obergrenze von 2 Grad
Celsius durchschnittlicher Temperaturerhö-
hung hält und von der größtmöglichsten
Zahl der viel emittierenden Staaten akzep-
tiert wird. Um dieses Ziel jedoch zu errei-
chen, müssen die Schwellenländer und
einige der größeren Entwicklungsländer
 beteiligt sein. Mit der Aufnahme von Stra-
tegien der Anpassung und des Technologie-
transfers kann die erweiterte Agenda der
internationalen Klima-Governance sich die-
ser Herausforderung erfolgreich stellen.
Dabei werden ‚package deal’-Möglichkeiten
zur Kompensation teilnehmender Entwick-
lungs- und Schwellenländer mit technologi-
schen Partnerschaften, Finanzierungsan-
passungen und zum Angebot von Wissens-
transfer vermehrt, was den benachteiligten
Ländern insgesamt zu einer nachhaltigen
Wirtschaftsentwicklung verhelfen könnte. 
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Baker’s Dozen: Schlüsselnationen können und müssen zusammen-
arbeiten, um weiteren gefährlichen Klimawandel abzuwenden.1
von Dr. Kirsten Oleson, Dr. Lauren Hartzell und Dr. Michael D. Mastrandea
bstract: Die meisten internationalen
Strategien zur Bekämpfung des Kli-
mawandels sehen die Notwendigkeit
einer ‚globalen’ Lösung. Spieltheorie und Poli-
tikwissenschaften empfehlen hingegen, die An-
zahl der Verhandlungspartner so gering wie
möglich zu halten, um eine schnellere und
weitgehendere Lösung zu ermöglichen. Da 90
Prozent der Emissionen von 12 Prozent der
Nationen verursacht werden, vertreten wir die
Auﬀassung, dass ein ‚Baker’s Dozen’2 koope-
rierender Nationen große Fortschritte im
Kampf gegen den Klimawandel erreichen
könnte. Nur tief greifende Maßnahmen wären
ausreichend, um die Wahrscheinlichkeit von
weiteren gefährlichen und irreversiblen Verän-
derungen des Klimas deutlich zu verringern.
Wir nennen drei Gründe, warum diese Na-
tionen handeln sollten: Sie haben die Mög-
lichkeit zum Handeln, die Verantwortung zum
Handeln und auch ein Selbstinteresse, welches
sie zum Handeln antreiben sollte.
Einführung
Die künftig zu erwartenden, schwerwiegen-
den Auswirkungen des Klimawandels, die
sich daraus ergebende Dringlichkeit bei der
Reduktion von Treibhausgasen und die ak-
tuelle politische Lage bieten einen einzigar-
tigen Moment, die politischen Optionen zur
Zügelung des Klimawandels zu überdenken.
Die meisten internationalen Strategien zum
Umgang mit dem Klimawandel gehen
davon aus, dass es eine ‚globale’ Lösung
geben muss, bei der die meisten, wenn nicht
sogar alle Nationen der Erde an einem Ab-
kommen zur Reduktion von Treibhausgasen
teilnehmen. Der größte Teil der Emissionen
wird jedoch nur von einer Handvoll Staaten
produziert. Daher sollte es möglich sein, die
Treibhausgase auch mit einer geringeren An-
zahl beteiligter Staaten deutlich zu reduzie-
ren. Eine Begrenzung der verhandelnden
Parteien könnte eine schnellere und bessere
Einigung ermöglichen.
Der vorliegende Artikel wirft die Frage auf,
ob eine Untergruppe von Nationen zusam-
men arbeiten könnte und sollte, um weite-
ren Schaden durch den Klimawandel
abzuwenden. Wir beantworten beides mit
Ja. Doch dieser Ansatz ist keineswegs neu –
wir beziehen uns dabei auf Lehren aus der
Politikwissenschaft und der Spieltheorie.
Unser Artikel soll die wissenschaftliche und
A
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